
Aktenschluss und Anbietung von Personalakten 
Stand: 2.8.2013 

 
Das Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern 
(Beamtenstatusgesetz - BeamtStG) in der Ausfertigung vom 17.6.2008 bestimmt in § 50, dass 
für jeden Beamten eine Personalakte zu führen ist. Die Unterlagen der Personalakte werden 
Personalaktendaten genannt. Der Terminus bezieht sich sowohl auf papierne als auch auf 
digitale Unterlagen. Das 2010 verabschiedete Landesbeamtengesetz spricht daher nicht 
mehr von Personalakten, sondern von Personalaktendaten. Vor der Löschung (§ 86 LBG) 
müssen die Personalaktendaten nach § 23 Abs. 3 LDSG dem Landesarchiv angeboten 
werden. § 86 LBG (neu) ersetzt daher sinngemäß den bisherigen § 113 LBG. 

 
 

Zitierte Gesetzesstellen 
 

§ 50 BeamtStG: Personalakte 
Für jede Beamtin und jeden Beamten ist eine Personalakte zu führen. Zur Personalakte 
gehören alle Unterlagen, die die Beamtin oder den Beamten betreffen, soweit sie mit dem 
Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen 
(Personalaktendaten). Die Personalakte ist vertraulich zu behandeln. Personalaktendaten 
dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft verwendet werden, 
es sei denn, die Beamtin oder der Beamte willigt in die anderweitige Verwendung ein. Für 
Ausnahmefälle kann landesrechtlich eine von Satz 4 abweichende Verwendung vorgesehen 
werden. 

 
 

§ 86 LBG: Löschung 
 

(1) Personalaktendaten sind zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig ist. 
 

(2) Personalaktendaten sind zu löschen, wenn sie für die speichernde Stelle zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich sind, spätestens jedoch nach Ablauf einer 
Aufbewahrungsfrist von fünf Jahren. Die Frist beginnt, 

 
1. wenn Beamtinnen oder Beamte ohne Versorgungsansprüche oder ohne 
Anspruch auf Altersgeld aus dem öffentlichen Dienst ausscheiden, mit Ablauf des 
Jahres, in dem sie die gesetzliche Altersgrenze erreichen, in den Fällen des § 24 
BeamtStG und des § 31 des Landesdisziplinargesetzes jedoch erst, wenn 
mögliche Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger oder 
mögliche Anspruchsberechtigte auf Altersgeld nicht mehr vorhanden sind, 
2. wenn die Beamtin oder der Beamte ohne versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene oder die ehemalige Beamtin oder der ehemalige Beamte ohne 
Hinterbliebenengeldberechtigte verstorben ist, mit Ablauf des Todesjahres, 
3. wenn nach dem Tod der Beamtin oder des Beamten versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene vorhanden sind, mit dem Ablauf des Jahres, in dem die letzte 
Versorgungsverpflichtung entfallen ist, 



4. wenn nach dem Tod der ehemaligen Beamtin oder des ehemaligen Beamten 
Hinterbliebenengeldberechtigte vorhanden sind, mit Ablauf des Jahres, in dem 
die letzte Hinterbliebenengeldverpflichtung entfallen ist. 

 
Die für die Versorgung zuständige Behörde hat in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 bis 4 der 
personalaktenführenden Stelle den Zeitpunkt des Abschlusses der Personalakten 
mitzuteilen. 

 
(3) Personalaktendaten über Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, auf welche die 
Tilgungsvorschriften des Disziplinarrechts keine Anwendung finden, sind, 

 
1. falls sie sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung 
der Beamtin oder des Beamten unverzüglich zu löschen, 
2. falls sie für die Beamtin oder den Beamten ungünstig sind oder der Beamtin 
oder dem Beamten nachteilig werden können, nach zwei Jahren zu löschen; dies 
gilt nicht für dienstliche Beurteilungen. 

 
Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder 
durch die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfahrens unterbrochen. Stellt sich der 
erneute Sachverhalt als unbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist als nicht unterbrochen. 
Sachverhalte nach Satz 1 Nr. 2 dürfen nach Fristablauf bei Personalmaßnahmen nicht mehr 
berücksichtigt werden. 

 
(4) Personalaktendaten der Beamtin oder des Beamten über Vorgänge und Eintragungen 
über strafgerichtliche Verurteilungen und über andere Entscheidungen in Straf-, Bußgeld-, 
sonstigen Ermittlungs- und berufsgerichtlichen Verfahren, die keinen Anlass zu 
disziplinarrechtlichen Ermittlungen gegeben haben, sind mit Zustimmung der Beamtin oder 
des Beamten nach zwei Jahren zu löschen. Die Frist beginnt mit dem Tage der das Verfahren 
abschließenden Entscheidung; ist diese anfechtbar, beginnt die Frist mit dem Tage, an dem 
die Entscheidung unanfechtbar geworden ist. Absatz 3 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

 
(5) Nach § 88 Abs. 1 Satz 4 mehrfach gespeicherte Personalaktendaten sind innerhalb eines 
Jahres nach Wegfall des Grundes für die mehrfache Speicherung zu löschen. 

 
(6) Personalaktendaten über Beihilfen, Heilfürsorge, Heilverfahren, Unterstützungen, Urlaub, 
Erkrankungen, Umzugs- und Reisekosten sind drei Jahre nach Ablauf des Jahres zu löschen, 
in dem die Bearbeitung des einzelnen Vorgangs abgeschlossen wurde. Daten, die dem 
Nachweis eines Anspruchs nach Satz 1 dienen, sind unverzüglich zu löschen, sobald sie zur 
Aufgabenwahrnehmung nicht mehr benötigt werden. 

 
(7) Personalaktendaten über Versorgung, Alters- und Hinterbliebenengeld sind zehn Jahre 
nach Ablauf des Jahres zu löschen, in dem die letzte Versorgungs-, Alters- oder 
Hinterbliebenengeldzahlung geleistet worden ist. Besteht die Möglichkeit des 
Wiederauflebens des Anspruchs, beträgt die Speicherdauer 30 Jahre. 

 
(8) Personalaktendaten dürfen nach ihrer Löschung bei Personalmaßnahmen nicht mehr 
berücksichtigt werden (Verwertungsverbot). 



§ 23 LDSG: Löschung 
 

(1) Personenbezogene Daten in Dateien sind zu löschen, wenn 
 

1. ihre Speicherung unzulässig ist oder 
2. ihre Kenntnis für die speichernde Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht 
mehr erforderlich ist. 

 
(2) Personenbezogene Daten in Akten sind zu löschen, wenn die speichernde Stelle im 
Einzelfall feststellt, dass die gesamte Akte zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. 

 
(3) Vor einer Löschung sind die Daten dem zuständigen Archiv nach Maßgabe der §§ 3, 7 und 
8 des Landesarchivgesetzes zur Übernahme anzubieten. 

 
... 


	Aktenschluss und Anbietung von Personalakten
	Zitierte Gesetzesstellen
	§ 86 LBG: Löschung
	§ 23 LDSG: Löschung

